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für Recht erkannt:


Auf die Berufung der Klägerin wird das Urteil des Verwaltungsgerichts Chemnitz vom 16. Februar 2011 - 4 K 1249/08 - geändert. Die Beklagte wird unter Abänderung ihres Ablehnungsbescheids vom... Mai 2008 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom... Oktober 2008 verpflichtet, der Klägerin die Grundsteuer für das Grundstück H.......... .. in C............... für das Jahr 2007 in Höhe von 481,60 € zu erlassen. 

Die Beklagte  trägt die Kosten des Verfahrens beider Rechtszüge.

Die Revision wird nicht zugelassen.


Tatbestand
Die Klägerin begehrt den Erlass der Grundsteuer für ihr Geschäftsgrundstück H.......... .. in C............... für das Jahr 2007.1

Das im Wald liegende Objekt wird größtenteils als Gaststätte (239 m² einschließlich zweier Gästezimmer mit einer Gesamtgröße von 38 m²) sowie teilweise als Wohnraum (98 m²) genutzt. Laut Mietvertrag vom 14./19. April 1999 beträgt die monatliche Nettomiete 3.170,00 € für die Gaststätte und 409,00 € für die Wohnräume beginnend ab 1. Juni 1999. Das Mietverhältnis ist auf 10 Jahre befristet. Die Mieterin hat an die Klägerin seit 2004 wegen Zahlungsunfähigkeit kaum noch Miete gezahlt. Für das  Jahr 2007 beliefen sich die Mietschulden auf 42.948,48 €.2

Unter dem 18. März 2008 beantragte die Klägerin bei der Beklagten den Erlass der Grundsteuer gemäß § 33 GrStG für das Veranlagungsjahr 2007. Zur Begründung verwies sie auf das Urteil des Bundesfinanzhofs vom 24. Oktober 2010 (II R 5/05), wonach strukturell bedingte Umstände Gründe für einen Grundsteuererlass seien. Ein solcher liege auch bei Zahlungsausfällen der Mieter vor. Die Voraussetzungen für den Erlass nach § 33 GrStG seien gegeben, da die Mieterin im Jahr 2007 auf die Sollmiete von 42.948,48 € keine Zahlungen geleistet habe. Die im Jahr 2004 zur Durchsetzung des Zahlungsanspruchs eingeleiteten Maßnahmen der außergerichtlichen Mahnung und der Durchführung eines gerichtlichen Mahnverfahrens sowie das Zwangsvollstreckungsverfahren seien erfolglos geblieben. Die Klägerin habe sich laufend um die Weitervermietung bemüht und zwischenzeitlich auch ein Maklerbüro in C....... eingeschaltet. Sobald ein neuer Mieter gefunden worden sei, würde sie das bestehende Mietverhältnis sofort fristlos kündigen. Vorher sei dies nicht sinnvoll, da die Mieterin das Objekt immerhin noch beheize und bewache. Außerdem habe das Objekt eine biologische Kleinkläranlage, die Schaden nehme, wenn sie länger nicht benutzt werde. 3

Mit Bescheid vom... Mai 2008 lehnte die Beklagte den Antrag auf Erlass der Grundsteuer für das Veranlagungsjahr 2007 mit der Begründung ab, dass die Erlassvoraussetzungen nach § 33 Abs. 1 Satz 1 GrStG nicht vorlägen, da nicht davon ausgegangen werden könne, dass die Klägerin die Minderung des Rohertrags nicht zu vertreten haben. Sie habe bereits im Jahr 2004 das Zwangsvollstreckungsverfahren gegen die Mietschuldnerin erfolglos betrieben. Weitere Beitreibungsmaßnahmen seien nicht dargelegt worden. Im Anschluss an die erfolglose Zwangsvollstreckung hätte auf Räumung der Gaststätte und Wohnung geklagt werden können. Somit seien nicht alle Mittel zur Vermeidung weiterer Mietschulden und der zügigen Weitervermietung ausgeschöpft worden. Ihren hiergegen gerichteten Widerspruch vom 2. Juni 2008 begründete die Klägerin ergänzend damit, dass sie sich seit 2004 laufend, jedoch erfolglos auch unter Einschaltung ihrer Schwestergesellschaft mit über 30-jähriger Vermietungserfahrung und eines Maklerbüros in C....... um die Weitervermietung des Objekts bemüht habe. 4

Im Rahmen einer Vorortprüfung seitens der Beklagten am 26. Juni 2008 wurde zum baulichen Zustand des Objekts festgestellt, dass das unsanierte Kellergeschoss zu einem Teil für die Ölheizungsanlage, sonst als Bierkeller und überwiegend zu Abstellzwecken genutzt werde. Teilweise sei diese Nutzung durch Eindringen des Grundwassers stark eingeschränkt. Die Gaststätte befinde sich im Erdgeschoss, die Wohnung im Obergeschoss des Gebäudes. Mit Ausnahme der Elektroanlage, der Heizung und dem Sanitärbereich der Wohnung sei das unter Denkmalschutz stehende Gebäude unsaniert. Insbesondere fielen die fehlende Dämmung zum Außenbereich und zum Dach, durchweg alte teilweise verzogene und somit undichte Türen und abgenutzte Fußböden ins Auge. Unter Beachtung dieser Erkenntnisse sei das Objekt allenfalls als teilsaniert zu betrachten (Blatt 27 der Behördenakte).5

Mit Bescheid vom... Oktober 2008 wies die Beklagte den Widerspruch der Klägerin zurück und führte zur Begründung aus, dass die Klägerin die Minderung des Rohertrags zu vertreten habe. Aufgrund der beim Ortstermin festgestellten überwiegend fehlenden Sanierung bleibe das Gebäude erheblich hinter den Anforderungen des C.......er Mietmarktes zurück und sei offensichtlich schon allein wegen seines baulichen Zustands schwer vermietbar. Für die Entscheidung über den Antrag sei es damit unerheblich, ob in C....... eine strukturell bedingt fehlende Mietnachfrage am Mietmarkt bestehe oder nicht. Hinsichtlich der ausgefallenen Mietzahlung sei festzustellen, dass die Klägerin die mögliche Räumung der Gaststätte und der Wohnung aufgrund des durch die unentgeltliche Bewirtschaftung entstehenden wirtschaftlichen Vorteils bewusst unterlassen und die Mietausfälle billigend in Kauf genommen habe. Es sei eine bewusste Entscheidung zur weiteren Betreibung des Objekts getroffen worden. Dem Grundstücksmarktbericht des Gutachterausschusses der Stadt C....... für das Jahr 2007 sei zu entnehmen, dass die Mietpreisspanne für vergleichbare Objekte zwischen 4,40 € und 8,00 €, gemittelt bei 6,00 € liege. Damit lägen die Schwierigkeiten bei der Wiedervermietung sowohl in dem bestehenden baulichen Zustand als auch in dem angegebenen Mietpreis. Beide Ursachen lägen im Einflussbereich der Klägerin und seien von dieser zu vertreten. 6

Die Klägerin hat am 3. November 2008 beim Verwaltungsgericht Chemnitz Klage erhoben, die sie im Wesentlichen wie folgt begründet hat:7

Der bauliche Zustand könne nur in die Beurteilung der ortsüblichen Miete, die für Objekte mit ähnlichem baulichen Zustand zu entrichten seien, Eingang finden. Die Feststellungen der Beklagten entsprächen zudem nicht den Tatsachen. Das Gebäude befinde sich durch umfangreiche Renovierungen von 1997 bis 2000 in einer Gesamthöhe von 325.000 € durchaus in einem bewohnbaren und damit auch vermietbaren Zustand. Auch die Gaststätte könne betrieben und damit verpachtet werden. Dies beweise allein der Umstand, dass die Gaststätte derzeit und ohne Unterbrechung betrieben werde. Die Klägerin habe sich auch nachhaltig um die Vermietung der leerstehenden Räume bemüht und dazu insbesondere auch ein Immobilienmaklerbüro eingeschaltet. Sie sei mit erheblichen Abschlägen bei Mietzins einverstanden gewesen und habe nur noch eine monatliche Nettomiete von 400,00 € (4,08 €/m²) für die Wohnräume und 1.700,00 € für die Gaststätte angestrebt, was bei einer Größe von 247 m² einer Quadratmetermiete von 6,88 €/m² entspreche. Das Unterlassen der Räumung beruhe auf wirtschaftlichen Überlegungen, die mit Schreiben vom 19. Juni 2008, auf das Bezug genommen wird, ausführlich dargelegt worden seien. Es sei für die Ertragsminderung nicht ursächlich, da keine Nachmieter zu finden gewesen seien. Im Übrigen sei die Mieterin bereit gewesen, sofort zu Gunsten eines Nachmieters auszuziehen.  8

Die Klägerin hat beantragt, 9

die Beklagte unter Aufhebung ihres Bescheids vom... Mai 2008 in Gestalt ihres Widerspruchsbescheids vom... Oktober 2008 zu verpflichten, die Grundsteuer 2007 in Höhe eines Teilbetrags von 481,60 € zu erlassen.   
10	Die Beklagte hat beantragt,
die Klage abzuweisen.
Zur Begründung hat sie ihre Rechtsauffassung wiederholt, dass die Klägerin die Minderung des Rohantrags zu vertreten habe. 11


Mit Urteil vom 16. Februar 2011 hat das Verwaltungsgericht Chemnitz die Klage abgewiesen und zur Begründung ausgeführt: 12


Die Klägerin habe keinen Anspruch auf den begehrten Erlass der Grundsteuer für das Jahr 2007 nach § 33 Abs. 1 Satz 1 GrStG a. F. Zwar sei davon auszugehen, dass sie für den Veranlagungszeitraum 2007 wegen der Zahlungsunfähigkeit ihrer Mieterin die vereinbarte Miete nicht habe erzielen können und somit der normale Rohertrag des bebauten Grundstücks um mehr als 20 v. H. gemindert gewesen sei. Jedoch könne nicht angenommen werden, dass sie diese Rohertragsminderung nicht zu vertreten habe. Zwar sei ein Nichtvertretenmüssen grundsätzlich bei Insolvenz des Mieters gegeben. Der Steuerschuldner müsse allerdings auch in solch einem Fall alles ihm zumutbare unternehmen, die Mittel einzutreiben und/oder die Räumung des Mietobjekts herbeiführen. Gleichermaßen ausreichend wie erforderlich sei hierfür, dass die Räumlichkeiten dem Markt zur Verfügung gestellt und nachhaltig zu einer Miete innerhalb der Spanne eines marktgerechten Mietzinses angeboten würden. Diese Voraussetzungen seien vorliegend nicht erfüllt. 13



Gegen ein Nichtvertretenmüssen der Rohertragsminderung spreche schon, dass die Mieterin der Klägerin bereits seit 2004 weitgehend zahlungsunfähig gewesen sei, diese aber trotzdem über mehrere Jahre hinweg fortlaufend die Zahlungsausfälle hingenommen habe, ohne ernsthaft die Räumung des Objekts, etwa auf dem Klageweg zu betreiben. Werde von dem Steuerschuldner über einen Zeitraum von mehreren Jahren die weitere Nutzung des Objekts durch den Mieter trotz weiter auflaufender Mietschulden geduldet, könne auch bei Einschaltung eines Wohnungsvermittlers grundsätzlich nicht (mehr) davon ausgegangen werden, dass das Objekt nachhaltig zur Miete angeboten worden sei. Hieran vermöge auch der Umstand nichts zu ändern, dass die Klägerin - wirtschaftlich nachvollziehbar - auf die Räumung des Objekts (auch) verzichtet habe, weil die Bewohnung des Objekts durch die Mieterin einem Verfall des Gebäudes entgegen gewirkt und die biologische Kläranlage so weiter in Betrieb gehalten worden sei. Jedenfalls habe die Klägerin mit Abschluss des Eintritts- und Vertragsübernahmevertrags vom 13. Oktober/7. November 2008 zu dem Mietvertrag vom 13./14. April 1999 zwischen ihr selbst einerseits und der bisherigen Mieterin sowie deren Sohn als neuem Mieter andererseits im Nachhinein klargestellt, dass sie weiterhin, d. h. auch rückwirkend für den Veranlagungszeitraum 2007 an der bisherigen Mieterin trotz des erheblichen Risikos von Zahlungsausfällen festhalte. In diesem Eintritts- bzw. Vertragsübernahmevertrag sei zwischen den Parteien vereinbart worden, dass der Sohn der Mieterin mit Wirkung vom 1. November 2008 den bisherigen Mietvertrag seiner Mutter übernehme, wobei die Miete für den neuen Mieter ab Übernahme am     1. November 2008 nun insgesamt lediglich 2.202,00 € betrage, jedoch zugleich die bisherige Mieterin bis zum ursprünglichen Mietende am 31. Mai 2010 die Differenz zwischen der bisher vereinbarten und der nunmehr ermäßigten Miete sowie zudem das gesamte Mietausfallrisiko übernehme. Mit diesem Verhalten setze sich die Klägerin in Widerspruch zu ihrem bisherigen Vortrag, wonach sie das bisherige Mietverhältnis sofort fristlos kündigen wolle, wenn sie einen Nachmieter befunden habe. Ihr Verhalten sei vielmehr darauf gerichtet, unter Beibehaltung der Vertrags- und Geschäftsbeziehung zu der bisherigen Mieterin für den Zeitraum bis zum 31. Mai 2010 und damit auch für das streitgegenständliche Veranlagungsjahr den vollen Mietertrag zu erwirtschaften. Unter solchen Umständen könne nicht davon ausgegangen werden, dass die Räumlichkeiten für das Veranlagungsjahr 2007 nachhaltig zu einer Miete innerhalb der Spanne eines marktgerechten Zinses angeboten worden seien. 14


Gegen dieses Urteil richtet sich die durch den Senat mit Beschluss vom 15. Mai 2012 zugelassene Berufung, zu deren Begründung die Klägerin ihre erstinstanzlichen Ausführungen wiederholt und ergänzend vorträgt, aus dem im November 2008 zwischen der Klägerin und dem Sohn der Mieterin geschlossenen Vertragsübernahmevertrag könne nicht geschlossen werden, dass sie beabsichtigt hätte, das Vertragsverhältnis mit der Mieterin fortzuführen. Da der Vertrag erst nach dem Veranlagungszeitraum 2007 geschlossen worden sei, sei ein Rückgriff auf den Vertrag schon deshalb nicht möglich, weil für die Beurteilung der Vermietungsbemühungen allein die Umstände innerhalb des Veranlagungszeitraums maßgeblich seien. Zudem sei der Vertrag mit dem Sohn der Mieterin geschlossen worden und daher gerade nicht auf die Fortsetzung des Vertrags mit der Mieterin gerichtet. Daran ändere sich auch nichts dadurch, dass - ergänzend - die bisherige Mieterin das Mietausfallrisiko sowie die Haftung für die bisher angefallenen Mietrückstände übernommen habe. Ein Vertretenmüssen folge schließlich auch nicht daraus, dass die Klägerin das Mietobjekt zu einem überhöhten Mietzins angeboten hätte. Vielmehr sei der verlangte Mietzins angemessen gewesen.15


16	Die Klägerin beantragt, 
das Urteil des Verwaltungsgerichts Chemnitz vom 16. Februar 2011                  - 4 K 1249/08 - zu ändern und die Beklagte zu verpflichten, ihr unter Aufhebung ihres Bescheides vom... Mai 2008 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom... Oktober 2008 die Grundsteuer für das Geschäftsgrundstück H.......... .. in C............... i. H. v. 481,60 € für das Veranlagungsjahr 2007 zu erlassen.
17	Die Beklagte beantragt,
die Berufung zurückzuweisen.
Sie verteidigt das angegriffene Urteil des Verwaltungsgerichts und trägt ergänzend vor, dass sich ein Vertretenmüssen der Klägerin auch daraus ergebe, dass die Klägerin fällige Sanierungsmaßnahmen am Mietobjekt unterlassen habe, wodurch die Vermietung jedenfalls erschwert sei. Hierfür spreche, dass für das Objekt tatsächlich über längere Zeit kein neuer Mieter habe gefunden werden können. Auch die Marktsituation in C....... könne für die Erfolglosigkeit der Mietersuche nicht verantwortlich sein, denn andere Gaststättenlokale in Waldrandlage seien im Stadtgebiet ebenfalls vermietet. Zudem habe die Klägerin die Nachhaltigkeit ihrer Vermietungsbemühungen insbesondere was deren Umfang anbelangt, nicht belegt. Schließlich erweise sich die Entscheidung der Klägerin, das Mietverhältnis mit einer insolventen Mieterin unter vorläufigem Verzicht auf die vertraglich vereinbarten Mietzahlungen fortzuführen, als zum eigenen unternehmerischen Risikobereich zugehörig, sodass sie die Ertragsminderung auch aus diesem Grund zu vertreten habe. Auf die Höhe des marktüblichen Mietzinses komme es daher nicht an. 18

Das Gericht hat Beweis erhoben durch Einholung eines Sachverständigengutachtens darüber, ob die von der Klägerin im Jahr 2007 für das Gaststättenlokal H.......... .. in C............... angestrebte Miete in Höhe von 6,88 €/m² und für die an das Gaststättenlokal H.......... .. in C............... angeschlossene Wohnung angestrebte Miete in Höhe von 4,08 €/m² sich im Rahmen des Marktüblichen hielten. Auf den Inhalt des Sachverständigengutachtens wird verwiesen.19


Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf den Inhalt der Gerichtsakten und der Verwaltungsakten Bezug genommen.20


Entscheidungsgründe
Der Senat entscheidet gemäß § 125 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 101 Abs. 2 VwGO ohne mündliche Verhandlung, da die Beteiligten  ihr Einverständnis hiermit erklärt haben. 21


Die Berufung der Klägerin hat Erfolg. Das Verwaltungsgericht hat die auf Erlass der Grundsteuer für das Jahr 2007 in Höhe des geltend gemachten Betrags von 481,60 Euro gerichtete Verpflichtungsklage zu Unrecht abgewiesen. Der Ablehnungsbescheid der Beklagten vom... Mai 2008 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 30. Mai 2008 ist rechtswidrig und verletzt die Klägerin in ihren Rechten.22


Die begehrte Erlassentscheidung findet ihre Rechtsgrundlage in § 33 Abs. 1 Satz 1 des Grundsteuergesetzes in der im Erlasszeitraum bis zum 31. Dezember 2007 geltenden Fassung - GrStG a. F. -, wonach die Grundsteuer in Höhe des Prozentsatzes zu erlassen ist, der vier Fünfteln des Prozentsatzes der Minderung entspricht, sofern bei bebauten Grundstücken der normale Rohertrag des Steuergegenstandes um mehr als 20 v. H. gemindert ist und der Steuerschuldner die Minderung des Rohertrags nicht zu vertreten hat.23



Da die Mieterin der auf dem streitgegenständlichen Grundstück befindlichen Gaststätte und der zugehörigen Wohnung aufgrund ihrer Zahlungsunfähigkeit an die Klägerin im Jahr 2007 keinerlei Mietzahlungen leistete, ist die in § 33 Abs. 1 Satz 1 GrStG a. F. normierte Schwelle der Minderung des normalen Rohertrags um mehr als 20 v. Hundert unabhängig davon überschritten, ob dieser im Sach- oder Ertragswertverfahren zu ermitteln ist. Entgegen der Auffassung der Beklagten und ihr folgend des Verwaltungsgerichts hat die Klägerin diese Minderung nicht zu vertreten. 24


Wenn der Ertrag des Steuergegenstands durch die Zahlungsunfähigkeit und infolgedessen ausbleibende Mietzahlungen gemindert ist, hat der Eigentümer die Minderung nicht zu vertreten, wenn er alles Erforderliche unternimmt, damit das Objekt am Markt zur Verfügung steht und es nachhaltig zu einem marktüblichen Mietzins anbietet (BFH, Urteil vom 24.10.2007 - II R 6/05 -, juris). Im Ansatz folgt der Senat der Auffassung des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg (Urt. v. 27. Juni 2011          - OVG 9 B 16.10 -, juris Rn. 23), wonach sich nur begrenzt abstrakt beschreiben lässt, welche Vermietungsbemühungen im Einzelnen erforderlich sind, um ein Vertretenmüssen der Rohertragsminderung im Sinne des § 33 Abs. 1 Satz 1 GStrG a. F. auszuschließen. Generell unabdingbar - gerade auch bei strukturellem Überangebot - ist jedenfalls, dass der Grundstückseigentümer entweder selbst oder mittels beauftragter Dritter das Objekt durch Vermietungsangebote dem „Markt“, d. h. den potentiellen Mietinteressenten, zur Kenntnis bringt. Auch wenn die tatsächlichen Vermietungschancen für das einzelne Objekt bei einem strukturellen Überangebot nur gering sind, darf der Eigentümer Vermarktungsbemühungen nicht gänzlich einstellen oder auf Maßnahmen beschränken, mit denen der Markt in Gestalt der potentiellen Mietinteressenten in Wahrheit nicht annäherungsweise erreicht wird. Andererseits ist der Eigentümer bei einem strukturellen Überangebot auch nicht verpflichtet, Werbemaßnahmen zu ergreifen, deren Kosten gemessen an der Vermietungschance und am Ertrag an weiterer Markterreichung unwirtschaftlich erscheinen. Bei Anlegung dieses Maßstabs kann etwa das Schalten von Zeitungsannoncen nicht generell als geeignet und zumutbar gefordert werden, um ein Vertretenmüssen im Normsinn zu verneinen (OVG NW, Urt. v. 20. März 2014 - 14 A 1648/12 -, juris Rn. 53 ff.; SächsOVG, Beschl. v. 12. Juli 2013 - 3 A 278/12 -, juris Rn. 3; OVG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 27. Juni 2011 
- 9 B 16.10 -, juris Rn. 22 f.).25


Gemessen daran hat die Klägerin im Erlasszeitraum hinreichende Anstrengungen unternommen, das Objekt einer Neuvermietung zuzuführen. 26


Neben eigenen Vermietungsbemühungen hat die Klägerin vorgetragen und mit der Vorlage der entsprechenden Korrespondenz belegt, dass sie bereits im Herbst 2006 ein Immobilienmaklerbüro mit der Vermarktung der Immobilie beauftragt hatte. Das Maklerbüro habe die Immobilie in zwei Onlineimmobilienportalen (Immonet und Immobilienscout) inseriert und Exposés an mehrere Interessenten versandt, so dass schließlich - wenngleich ohne Erfolg - drei Besichtigungen mit konkret benannten Mietinteressenten durchgeführt worden seien. Der Senat hat keinen Anlass, am Wahrheitsgehalt dieses Vortrags zu zweifeln und den von der Klägerin angebotenen Zeugenbeweis durch Einvernahme ihres Maklers zu erheben. Die Klägerin hat damit ausreichend intensive Vermietungsbemühungen geltend gemacht, zumal angesichts der bereits 2007 weitreichenden Erschließung durch das Internet und der offensichtlichen technischen Vorteile einer Bewerbung durch dieses Medium kein Anhalt dafür besteht, dass eine zusätzliche Bewerbung durch Printmedien weitere Interessentenkreise erschlossen hätte (vgl. dazu näher OVG NW, Urt. v. 20. März 2014 a. a. O.).27


Die erforderliche Nachhaltigkeit der Vermietungsbemühungen vermag die Beklagte nicht mit der Erwägung in Zweifel zu ziehen, dass die Klägerin die Nutzung des Objektes durch ihre zahlungsunfähige Mieterin bereits vor 2007 über einen längeren Zeitraum geduldet hatte. Zwar kann die unterlassene Räumung grundsätzlich ein Vertretenmüssen begründen, wenn hierdurch das Mietobjekt dem Markt tatsächlich nicht zur Verfügung steht und die Vermietungsbemühungen sich danach als nur „vorgeschoben“ erweisen, während der Steuerpflichtige in Wahrheit das Mietverhältnis mit dem zahlungsunfähigen Mieter fortsetzen will. Von einem derartigen Fall kann vorliegend indes nicht ausgegangen werden. Soweit die Beklagte und das Verwaltungsgericht Gegenteiliges aus dem im Jahr 2008 mit der Mieterin und ihrem Sohn geschlossenen Mietvertrag geschlossen haben, ist dem nicht zu folgen. Allerdings ist dieser Vertragsabschluss nicht schon deshalb unerheblich, weil er außerhalb des hier maßgebenden Erlasszeitraums 2007 liegt. Auch wenn für die Beurteilung des Vertretenmüssens allein auf das Verhalten des Steuerpflichtigen im Erlasszeitraum abzustellen ist (Troll/Eisele, GrStG, 11. Aufl. 2014, § 33 Rn. 15), können spätere Ereignisse - gleichsam als „Hilfstatsache“ - herangezogen werden, soweit aus ihnen Rückschlüsse darauf gezogen werden können, ob die im Erlasszeitraum unternommenen Vermietungsanstrengungen tatsächlich auf eine Neuvermietung gerichtet waren, oder ob in Wahrheit der Mietvertrag mit der zahlungsunfähigen Mieterin fortgesetzt werden sollte.28


Im Streitfall rechtfertigt der spätere Vertragsabschluss zwischen der Klägerin und dem Sohn der Mieterin nicht die Annahme, die Klägerin habe von Anfang an beabsichtigt, am Vertragsverhältnis mit der zahlungsunfähigen Mieterin festzuhalten. Wie auch das Verwaltungsgericht erkannt hat, war die Duldung der Weiternutzung durch die zahlungsunfähige Mieterin von wirtschaftlichen Erwägungen getragen, weil die Nutzung Vandalismus und dem Verfall des allein im Wald gelegenen Objekts entgegen wirkte und die Kosten für eine Bewachung des Objektes sparte. Zusätzlich wurde hierdurch verhindert, dass die biologische Kleinkläranlage durch Nichtnutzung Schaden nahm. Es ist daher nachvollziehbar, dass die Duldung nicht zum Zwecke der dauerhaften Fortsetzung des Mietverhältnisses, sondern nur aus wirtschaftlichen Erwägungen neben der Suche nach einem neuen Mieter erfolgte. Dafür spricht auch, dass der Vertrag mit dem Sohn der bisherigen Mieterin erst geschlossen wurde, nachdem andere Vermittlungsversuche - bei denen teilweise sogar bereits ein unterschriftsreifer Vertrag vorlag - gescheitert waren. Dies lässt den Schluss zu, dass die Klägerin den Entschluss, an den Sohn der bisherigen Mieterin zu vermieten, erst im Jahre 2008 fasste. Dagegen spricht auch nicht, dass die bisherige Mieterin weiterhin für das Zahlungsausfallrisiko haftet. Mieter und damit „Hauptpartei“ des neuen Vertrags war der Sohn der bisherigen Mieterin, sodass ein Parteiwechsel stattgefunden hat. Die bisherige Mieterin haftete vielmehr nur subsidiär für Mietausfälle und die monatlichen Mindereinnahmen infolge des geringeren Mietzinses, der im Übernahmevertrag festgelegt war. 29



Auch der Einwand der Beklagten, die Duldung der Weiternutzung durch die bisherige Mieterin sei von der Klägerin zu vertreten, weil es sich dabei um eine Entscheidung aus ihrem eigenen unternehmerischen Risikobereich handele, greift nicht durch. Das Merkmal des Nichtvertretenmüssens erfordert nur, dass das Mietobjekt dem Markt tatsächlich zur Verfügung steht und nachhaltig zu einem marktgerechten Mietzins angeboten worden ist. Eine weitere Bedeutung kommt dem Tatbestandsmerkmal nicht zu; insbesondere hat die Frage, ob eine Entscheidung dem eigenen unternehmerischen Risikobereich zuzuordnen ist, für die Beurteilung des Vertretenmüssens keine Bedeutung. Soweit in Abschnitt 38 Abs. 4a GrStR 1978 von Unternehmerrisiko die Rede ist, betrifft die Norm nur eigengewerblich genutzte Grundstücke, nicht aber solche, die vermietet oder zur Vermietung vorgesehen sind (vgl. BFH v. 24.10.2007 - II R 6/05 -, juris Rn. 17). 30


Auch sonst ist nicht ersichtlich, dass die Entscheidung der Klägerin, das Objekt nicht zwangsweise zu räumen, ursächlich für die Ertragsminderung gewesen sein könnte. Nach dem nicht in Zweifel gezogenen Vortrag der Klägerin war die Mieterin jederzeit bereit, zugunsten eines Nachmieters auszuziehen. Die Mieterin hat die Vermittlungsbemühungen nach dem Vortrag der Klägerin nicht nur nicht behindert, vielmehr war sie sogar bereit, Besichtigungen für potenzielle Neumieter durchzuführen bzw. zu unterstützen. Anders könnte die Lage nur dann zu beurteilen sein, wenn ein neuer Mietvertrag zustande gekommen wäre, sodann jedoch der Bezug des Objekts durch den Neumieter verzögert worden wäre, weil die Altmieterin - infolge nicht betriebener Kündigung bzw. Räumung - nicht oder verspätet ausgezogen wäre. Da es hierzu jedoch im Veranlagungszeitraum nicht gekommen ist, muss dieser Frage nicht weiter nachgegangen werden.31


Schließlich hat die Klägerin die Ertragsminderung nicht deshalb zu vertreten, weil sie das Objekt zu einem unangemessenen Mietzins am Markt angeboten hätte. Ausweislich des an ihren Makler gerichteten Schreibens vom... April 2007 war die Klägerin bereit, für die Gaststätte „nur noch etwa € 1.700,--„ zu erzielen, was bei der vom Sachverständigen zugrunde gelegten Größe von 239 m² (einschließlich der beiden Gästezimmer) einer Quadratmetermiete von etwa 7,11 €/m² entspricht. Für die Wohnung strebte die Klägerin im selben Schreiben 400,00 €, bei einer Größe von 98 m² mithin 4,08 €/m², an. Diese Mieten hielten sich im Jahr 2007 im Rahmen des Marktüblichen und waren nicht überhöht. Dabei folgt der Senat aus den nachfolgenden Gründen den gutachterlichen Feststellungen nur zum Teil und nicht im Ergebnis. 32


Nicht zu beanstanden ist, dass der Sachverständige bei der Bewertung der orts- und marktüblichen Miete der Wohnung auf den C.......er Mietspiegel für 2006 abgestellt hat, der auf empirischen Werten zum 25. Oktober 2006 basiert. Der Sachverständige hat erkannt, dass es sich bei dem hier streitgegenständlichen Objekt um eine gemischt genutzte Immobilie (Gaststätte und angeschlossene Wohnung) handelt, die „nicht unbedingt in der Auswertung/Erstellung des Mietspiegels erfasst ist“, weil in dessen Erarbeitung nur Mehrfamilienhäuser mit drei oder mehr Wohnungen einbezogen wurden. Mangels anderer Grundlagen kann gleichwohl auf die Bewertungsmerkmale des Mietspiegels zurückgegriffen werden, soweit in der Sachverständigenauswertung eine Anpassung aufgrund des tatsächlichen Wohnwerts erfolgt und Einschränkungen der Art, dass es sich um eine übliche Betreiber- bzw. Hausmeisterwohnung handelt, berücksichtigt werden. Die vom Sachverständigen vorgenommene Bewertung der Ausstattung nach dem Mietspiegel hat eine Gesamtpunktzahl für die Merkmale 1 (Sanitärausstattung), 2 (Bewertung der Wohnungs-/Wohnlage), 3 (Infrastrukturesse Anbindung der Wohnung - Fußweg einfach) und 4 (Fahrzeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln in das Stadtzentrum) von 55 Punkten ergeben, die nach dem Bewertungsschlüssel des Mietspiegels einer guten Wohnqualität (48 bis 57 Punkten) entsprechen. Ob die Klägerin dieser Einstufung zu Recht widerspricht und eine um vier Punkte höhere Bewertung verlangen kann, bedarf keiner Entscheidung. Selbst wenn aus den von der Klägerin angegebenen Gründen vier zusätzliche Punkte zu vergeben wären, würde die Wohnung nicht die für eine sehr gute Wohnqualität erforderliche Gesamtpunktzahl von 58 überschreiten. Denn innerhalb der Bewertung des Merkmals 2 ist dem Sachverständigen hinsichtlich der von der Klägerin nicht angegriffenen Bewertung des Merkmals „Belastung der unmittelbaren Umgebung durch Lärm“ mit den drei Kategorien Verkehr, Industrie/Gewerbe, allgemeiner Lärm ein Fehler unterlaufen. Die Kategorien sind mit 6 Punkten für keine Belastung und 0 Punkten für starke Belastung zu bewerten, wobei die Punktzahl des Merkmals Lärmbelästigung „anhand der niedrigsten in einer der drei Kategorien“ zu bemessen ist. Der Sachverständige hat die Punkte in den Kategorien wohl in umgekehrter Gewichtung vergeben (Verkehr 0, Industrie/Gewerbe 0, allgemeiner Lärm 6) und hat jedenfalls nicht wie geboten die niedrigste in den Kategorien erreichte Punktzahl, also 0, sondern 6 Punkte berechnet. Ist die vom Sachverständigen ermittelte Punktzahl aber wegen der durch die Gaststätte gegebenen starken Lärmbelastung um 6 Punkte auf 49 zu reduzieren, so bleibt die Punktzahl der Wohnung selbst dann unterhalb der Spannbreite für sehr gute Wohnqualität, wenn man sie um die von der Klägerin begehrten vier Punkte erhöht. Der Senat sieht auch keinen Anlass, eine minderwertigere als die vom Sachverständigen mit Fotos dokumentierte Ausstattung anzunehmen, weil die Beklagte geltend macht, dass sie dem von ihr ermittelten Zustand im Jahr 2008 nicht entspräche. Die Beklagte hat die von ihr behaupteten Mängel weder dokumentiert noch sonst nachvollziehbar belegt, dass die von ihr beanstandete fehlende Wärmedämmung sowie alte, teilweise verzogene Türen und abgenutzte Fußböden der Einordnung der Wohnung in die Spannbreite für gute Wohnqualität entgegenstehen würden. 33


Nicht zu folgen ist dem Sachverständigen, soweit er seiner weiteren Ermittlung die nach dem Mietspiegel für die Baujahresklasse 1925 bis 1948, die Wohnungsgröße 80 m² und mehr und gute Wohnqualität (48 bis 57 Punkte) anzunehmende Spannbreite der Vergleichsmiete von 4,02 € bis 5,50 € nach Merkmalspunkten interpoliert und zu einem arithmetischen Wert von rund 5,17 € für die von ihm vergebenen 55 Punkte gelangt. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts hat der Steuerpflichtige die Minderung des Rohertrags nicht zu vertreten, wenn er im Falle eines Leerstands die Vermietung innerhalb einer marktüblichen Preisspanne anbietet. Vermietungsangebote am unteren Rand dieser Preisspanne oder sogar darunter muss er nicht abgeben (BVerwG, Urt. v. 25. Juni 2008, DVBl 2008, 1313). Würde es sich um eine Wohnung in einem Mehrfamilienhaus ab drei Wohnungen handeln, so wäre es demnach nicht zu beanstanden, wenn die Klägerin die Wohnung innerhalb der Preisspanne bis 5,50 € angeboten hätte. Ob die vom Sachverständigen vorgenommenen tatsächlichen Wohnwertanpassungen aufgrund der eingeschränkten Nutzungs-/Verwertungs-möglichkeit der Wohnung und des eingeschränkten Zuganges durch die Gaststätte um minus 10 v. H., aufgrund der Lage um  minus 5 v. H., aufgrund der eingeschränkten Belichtungsverhältnisse um minus 10 v. H. sowie aufgrund der Einflüsse durch die Gaststätte selbst (Besucher, Gerüche, Lärm etc.) um minus 10 v. H., mithin um insgesamt minus 35 v. H. - wie die Klägerin meint - zu hoch ausgefallen sind, bedarf ebenfalls keiner Entscheidung. Zwar läge der von ihr verlangte Mietzins von 4,08 €/m² etwas höher als der Betrag in Höhe von 3,81 €, der sich bei einem Abschlag von 35 v. H. auf einen Mietzins von 5,50 € ergibt. Die Abweichung beträgt jedoch weniger als 10 v. H. und hält sich damit innerhalb einer üblichen Toleranzgrenze, die auch der Sachverständige unter Punkt 2.5 seines Gutachtens zugrunde legt.  34


[bookmark: _GoBack]Die von der Klägerin für das Gaststättenlokal (einschließlich der Gasträume) geforderte Miete von 7,11 €/m² hält sich ebenfalls innerhalb der marktüblichen Spannbreite. Dabei folgt der Senat der Auffassung der Klägerin, dass nicht die vom Sachverständigen im Ergebnis gewählte Umsatzpachtermittlung maßgebend ist, die zu einer marktüblichen Miete für die Gaststätte von 4,08 €/m² führen würde, sondern die ortsübliche Vergleichsmiete, die zu einer Spannbreite führt, innerhalb deren sich der von der Klägerin geforderte Mietzins hält. 35


Der Sachverständige hat unter Punkt 5.3 des Gutachtens auf der Grundlage von acht Mietwerten für Gaststätten im Stadtgebiet von C....... Vergleichsmieten innerhalb einer Spannbreite von 5,12 €/m² bis 9,16 €/m² ermittelt. Unter Punkt 5.4 des Gutachtens hat er unter Zugrundelegung eines möglichen Umsatzes von 5,00 €/Sitzplatz und Tag einen wirtschaftlichen Pachtsatz von 975,00 (4,08 €/m²) ermittelt. Als Grund dafür, dass dieser aus einem möglichen Umsatz abgeleitete Pachtwert um 42 v. H. unter dem Durchschnittswert für Gaststätten in Stadtlage liegt, benennt er „die spezielle Lage“ und den „mögliche(n) - jedoch ausschlaggebende(n) - zu erwirtschaftende(n) Umsatz“. Das vermag nicht zu überzeugen. Die ortsübliche Vergleichsmiete ist anhand von Mietobjekten vergleichbarer Art, Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage zu ermitteln. Nur wenn sich aufgrund einer speziellen Beschaffenheit oder Lage keine ortsübliche Vergleichsmiete feststellen lässt, kann und muss auf andere Methoden zurückgegriffen werden. Sollte das Gutachten so zu verstehen sein, dass die in Stadtlage ermittelten Gaststättenobjekte aufgrund der Waldlage des streitgegenständlichen Objekts tatsächlich nicht mit diesem vergleichbar seien, so hätte der Gutachter eine Vergleichsmietenermittlung für das streitgegenständliche Objekt für undurchführbar halten und deshalb eine Schätzung nach der von ihm präferierten Methode vornehmen müssen. Abgesehen davon, dass er keinen Erfahrungssatz belegt hat, nach dem eine Waldgaststätte per se weniger umsatzstark betrieben werden kann als eine Gaststätte in Stadtlage, ist nach den Ausführungen der Beklagten indes nicht davon auszugehen, dass in ihrem Gebiet keine ortsüblichen Mieten für vergleichbare Gaststättenobjekte zu ermitteln sind. Denn die Beklagte hat - wenngleich in anderem Zusammenhang - auf „die Bewirtschaftung gleichartiger Lokale in C....... … (z. B.: S........., H..........., B........., Waldhaus E........, H...........)“ verwiesen und offensichtlich hinsichtlich solcher Vergleichsobjekte im Widerspruchsbescheid und im Klageverfahren auf den Grundstücksmarktbericht des Gutachterausschusses der Stadt C....... für das Jahr 2007 Bezug genommen, wonach die Mietpreisspanne „für vergleichbare Objekte“ (Gaststätten) zwischen 4,40 € und 8,00 € liege. Innerhalb dieser Spannbreite, die erheblich weniger als um 42 v. H. von der vom Sachverständigen für Objekte in Stadtlage ermittelten abweicht, bewegt sich der von der Klägerin geforderte Mietzins. Von diesem ist auch nicht wegen des baulichen Zustands ein Abschlag zu machen. In soweit gelten die obigen Ausführungen zur Ausstattung der Wohnung entsprechend. 36


Der von der Klägerin geltend gemachte Erlassbetrag in Höhe von 481,60 € liegt geringfügig unter dem Betrag, des ihr nach § 33 Abs. 1 Satz 1 GrStG a. F. wegen 100prozentigen Zahlungsausfalls zustehenden Erlassbetrags in Höhe von 481,84 € (4/5 der festgesetzten Grundsteuer von 602,30 €).37


Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO.38


Die Revision war nicht zuzulassen, da keiner der Gründe des § 132 Abs. 2 VwGO vorliegt.39


Rechtsmittelbelehrung

Die Nichtzulassung der Revision kann durch Beschwerde angefochten werden.

Die Beschwerde ist beim Sächsischen Oberverwaltungsgericht, Ortenburg 9, 02625 Bautzen, innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Urteils schriftlich oder in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz und für Europa über den elektronischen Rechtsverkehr, die elektronische Aktenführung, die elektronischen Register und das maschinelle Grundbuch in Sachsen (Sächsische E-Justizverordnung - SächsEJustizVO) in der Fassung der  Bekanntmachung vom 23. April 2014 (SächsGVBl. S. 291) in der jeweils geltenden Fassung einzulegen. Die Beschwerde muss das angefochtene Urteil bezeichnen.

Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung dieses Urteils zu begründen. Die Begründung ist bei dem oben genannten Gericht schriftlich oder in elektronischer Form nach Maßgabe der Sächsischen E-Justizverordnung einzureichen.
In der Begründung der Beschwerde muss die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache dargelegt oder die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der Obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts, von der der Beschluss abweicht, oder der Verfahrensmangel bezeichnet werden.
Für das Beschwerdeverfahren besteht Vertretungszwang; dies gilt auch für die Einlegung der Beschwerde und für die Begründung. Danach muss sich jeder Beteiligte durch einen Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der die Befähigung zum Richteramt besitzt, als Bevollmächtigten vertreten lassen. 
In Angelegenheiten, die ein gegenwärtiges oder früheres Beamten-, Richter-, Wehrpflicht-, Wehrdienst- oder Zivildienstverhältnis oder die Entstehung eines solchen Verhältnisses betreffen, in Personalvertretungsangelegenheiten und in Angelegenheiten, die in einem Zusammenhang  mit einem gegenwärtigen oder früheren Arbeitsverhältnis von Arbeitnehmern im Sinne des § 5 des Arbeitsgerichtsgesetzes stehen, einschließlich Prüfungsangelegenheiten, sind auch Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse solcher Verbände für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder vertretungsbefugt. Vertretungsbefugt sind auch juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer dieser Organisationen stehen, wenn die juristische Person ausschließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisation und ihrer Mitglieder oder anderer Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder entsprechend deren Satzung durchführt, und wenn die Organisation für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet. Diese Bevollmächtigten müssen durch Personen mit der Befähigung zum Richteramt handeln.
Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. 
Ein Beteiligter, der zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten.

gez.:
v. Welck				Drehwald			 	   Groschupp


Beschluss
vom 18. Dezember 2014
	Der Streitwert wird für das Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht auf 481,60 € festgesetzt. 
         

Gründe
	Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 63 Abs. 2 Satz 1, § 47 Abs. 1, § 52 Abs. 3 GKG und folgt der Festsetzung der Vorinstanz.1
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	Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 66 Abs. 3 Satz 3, § 68 Abs. 1 Satz 5 GKG).1


gez.:
v. Welck				    Drehwald			               Groschupp
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